
Beglaubigte  Abschrift

8C193/17 Verkündet  am 08.02.2018

%,, 3,

Guttmacher,  Justizhauptsekretär

als Urkundsbeamter  der

Geschäftsstelle

Amtsgericht  Bottrop l'Il:i ' :
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In dem Rechtsstreit

des Herrn,

Klägers,

ProzessbevoIImächtigter: Rechtsanwalt  Frank  Dohrmann,  Essener  Str.

89, 46236  Bottrop,

gegen

die  Rechtsschutzversicherung  AG, vertr.  d. d. Vorsitzenden  des

Aufsichtsrates,  Herrn

Beklagte,

ProzessbevoIImächtigte: Rechtsanwälte

hat die 8. Zivilabteilung  des  Amtsgerichts  Bottrop

auf  die mündliche  Verhandlung  vom  08.01.2018

durch  den Richter  Höffkes

für Recht  erkannt:

Die Beklagte  wird verurteilt,  den Kläger  von einer  Forderung  des Rechtsanwalt

Frank  Dohrmann  aus Bottrop  i.H.v.  564,66  € nebst  fünf  Prozentpunkten  über

dem Basiszinssatz  seit  dem 11.01.2017  freizustellen.

Die Beklagte  trägt  die Kosten  des Rechtstreits.
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Das  Urteil  ist vorläufig  vollstreckbar.  Die Beklagte  darf  die  Vollstreckung  durch

Sicherheitsleistung  in Höhe  von 120  % des  aufgrund  des  Urteils  vollstreckbaren

Betrages  abwenden,  wenn  nicht  der  Kläger  vor  der  Vollstreckung  Sicherheit  in

Höhe  von  120  % des  jeweils  zu vollstreckenden  Betrages  leistet.

Ohne  Tatbestand  (gemäß  § 31 3a Abs.  1 ZPO).

Entscheidungsgründe:

Die  zulässige  Klage  ist begründet.

Der  Kläger  hat  gegen  die  Beklagte  ein Anspruch  auf  Freistellung  der  durch  die

Beaufiragung  eines  Rechtsanwalts  entstandenen  Kosten  gemäß  § 280  I BGB.

Aufgrund  füs  Versicherungsvertrages  war  die Beklagte  verpflichtet,  dem  Kläger

Deckungsschutz  für  Berufungsverfahren  zu gewähren.

Ein Anspruch  ergibt  sich  zwar  nicht  aus  der  Deckungszusage,  da diese  nur  für  die

erste  Instanz  erteilt  wurde.

Die  Beklagte  hat  aber  ihre  vertragliche  Pflicht  verletzt,  indem  sie  dem  Kläger  den

Deckungsschutz  für  das  Berufungsverfahren  gegen  die Entscheidung  des

Amtsgerichts  Bottrop,  Az.  20 C 43/15  nicht  erteilte  (vgl.  BGH,  NJW-RR  2000,  690).

Aufgrund  des unstreitig  bestehenden  Rechtsschutzversicherungsvertrages,  der  den

Rechtsschutz  für  Eigentümer  und Mieter  von  Wohnungen  und  Grundstücken

umfasst,  war  Beklagte  verpflichtet,  dem  Kläger  eine  Deckungszusage  zu erteilen.

Die  Beklagte  kann  die  Verweigerung  der  später  erteilten  Deckungszusage  nicht

damit  rechtfertigen,  dass  die  Eintrittspflicht  im Hinblick  auf  die Erfolgsaussichten
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zunächst  abzulehnen  war,  da ihr die vermeintlich  relevante  Tatsache,  die  Nutzung

des  Dachbodens  zu Wohnzwecken,  erst'  nach  Durchführung  des  Schiedsverfahrens

mitgeteilt  worden  sei.  '

Ausweislich  des  Schreibens  vom  31.07.2015  war  der  Beklagten  zum  Zeitpunkt  der

Ablehnung  des  Deckungsschutzes  für  das  Berufungsverfahren  im September  2016

und  damit  vor  der  Einleitung  des  Schiedsverfahrens  aufgrund  des  Schreibens  vom

15.11.2016  bekannt,  dass  der  Dachboden  zu Wohnzwecken  genutztwurde.

Aufgrund  der  Pflichtverletzung  ist dem  Kläger  der  streitgegenständliche  Schaden

entstanden,  indem  er den  Rechtsanwalt  Frank  Dohrmann  beauftragte,  ein

SchIichtungsverfahren  bei dem  Versicherungsombudsmann  in Berlin  einzuleiten.

Hierdurch  entstanden  Rechtsanwaltskosten  i.H.v.  540,66  € , die  sich  aus  einem

Streitwert  VOn 5000  € be! e!ner  1,5  Geschäftsgebühr  gemäß  § 2303  \/\/  RVG

zuzüglich  einer  Auslagenpauschale  gemäß  Nr. 7002  W  RVG  zuzüglich

Mehrwertsteuer  ergeben.

Ein Schaden  entfällt  auch  nicht  aufgrund  der  Vorschriff  aus  § 14  Abs.  2 VomVO,

wonach  die  Beteiligten  ihre  eigenen  Kosten  selbst  zu tragen  haben.

Aus  dieser  Vorschrift  ergibt  sich,  dass  die  Beteiligten  ihre  Verfahrenskosten  nicht  im

Rahmen  des  Schiedsverfahrens  geltend  machen  können.

Daraus  kann  im Umkehrschluss  aber  gerade  nicht  gefolgert  werden,  dass  eine

Geltendmachung  außerhalb  des  Schiedsverfahrens  nicht  möglich  ist (vgl.  auch  AG

Gladbeck  12 C 420/16).

Der  Kläger  wurde  durch  die  Anrufung  des  Versicherungsombudsmann  mit  Gebühren

nach  Nummer  2303  W  RVG  belastet.

Nr. 2303  W  RVG  erfasst

1. Verfahren  vor  einer  durch  die  LandesjustizverwaItung  eingerichteten  oder

anerkannten  Gütestelle  (§ 794  Abs.  I Nr. 1 ZPO)  oder,  wenn  die  Parteien  den

Einigungsversuch  einvernehmlich  unternehmen,  vor  einer  Gütestelle,  die

Streitbeilegung  betreibt  (§ 15a  Abs.  3 EGZPO),

4.Verfahren  vor  sonstigen  gesetzlich  eingerichteten  Einigungsstellen,  Gütestellen

oder  SchiedsstelIen......
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Die  Voraussetzungen  von  Nr. 4 dürften  nicht  vorliegen,  da es sich  um kein  Verfahren

vor  einer  gesetzlich  eingerichteten  Schiedsstelle  handelt.

Es handelt  sich  nach  Ansicht  des  Gerichts  aber  um eine  Gütestelle  im Sinne  von  Nr.

1, die  die Streitbeilegung  gemäß  § 15 Buchst.  a Abs.  3 EGZPO  betreibt.

§ 15 Buchst.  a Abs.  3 EGZPO  erfasst  von  der  Landesjustizverwaltung  eingerichtete

oder  anerkannten  Gütestellen  oder  sonstige  Gütestellen,  die  die Streitbeilegungen

betreiben.

Vorliegend  handelt  es sich  bei dem  SchIichtungsverfahren  um eine  sonstige

Gütestelle.  Dabei  ist es unschädlich,  dass  es sich  bei dem

Versicherungsombudsmann-Verfahren  um eine  VerbraucherschIichtungssteIIe

handelt.  § 15 Buchst.  a Abs.  3 EGZPO  differenziert  zwischen  von  der

LandesjustizverwaItung  eingerichteten  Gütestellen,  anerkannten  Gütestellen  sowie

sonstigen  Gütestellen.  Dem  Wortlaut  zufolge  ist es gerade  nicht  erforderlich,  dass  es

sich  um eine  gesetzlich  eingerichtete  Schlichtungsstelle  handelt.

Der  Zinsanspruch  folgt  aus  den  §§ 286,  288  BGB.  Seit  dem  Ablauf  der  Frist  zur

Zahlung  der  Rechtsanwaltskosten  bis zum  10.01.2fü7  findet  sich  die Beklagte  im

Verzug.

Die  Nebenentscheidungen  folgen  aus  §§ 91, 708  Nr. 11, 711 ZPO.

Der  Streitwert  wird  auf  564,66  € festgesetzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

A) Gegen  dieses  Urteil  ist das  Rechtsmittel  der  Berufung  für  jeden  zulässig,  der

durch  dieses  Urteil  in seinen  Rechten  benachteiligt  ist,

1. wenn  der  Wert  des  Beschwerdegegenstandes  600,00  EUR  übersteigt  oder

2. wenn  die  Berufung  in dem  Urteil  durch  das  Amtsgericht  zugelassen  worden  ist.

Die Berufung  muss  innerhalb  einer  Notfrist  von  einem  Monat  nach  Zustellung

dieses  Urteils  schriftlich  bei  dem  Landgericht  Essen,  Zweigertstr.  52, 45130  Essen,

eingegangen  sein.  Die Berufungsschrift  muss  die Bezeichnung  des  Urteils,  gegen

das  die Berufung  gerichtet  wird,  sowie  die Erklärung,  dass  gegen  dieses  Urteil

Berufung  eingelegt  werde,  enthalten.
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Die Berufung  ist, sofern  nicht  bereits  in der  Berufungsschrift  erfolgt,  binnen  zwei

Monaten  nach  Zustellung  dieses  Urtei(s  schriftlich  gegenüber  dem  Landgericht  Essen

zu begründen.

Die Parteien  müssen  sich  vor  dem  Landgericht  Essen  durch  einen  Rechtsanwalt

vertreten  lassen,  insbesondere  müssen  die  Berufungs-  und die

Berufungsbegründungsschrift  von  einem  solchen  unterzeichnet  sein.

Mit  der  Berufungsschrift  soll  eine  Ausfertigung  oder  beglaubigte  Abschrift  des

angefochtenen  Urteils  vorgelegt  werden.

B) Gegen  die  Streitwertfestsetzung  ist die  Beschwerde  an das  Amtsgericht  Bottrop

statthaft,  wenn  der  Wert  des  Beschwerdegegenstandes  200,00  EUR  übersteigt  oder

das  Amtsgericht  die  Beschwerde  zugelassen  hat. Die Beschwerde  ist spätestens

innerhalb  von  sechs  Monaten,  nachdem  die  Entscheidung  in der  Hauptsache

Rechtskraft  erlangt  oder  das  Verfahren  sich  anderweitig  erledigt  hat,  bei dem

Amtsgericht  Bottrop,  Gerichtsstr.  24-26,  46236  Bottrop,  schriftlich  in deutscher

Sprache  oder  zur  Niederschrift  des  Urkundsbeamten  der  Geschäftsstelle  einzulegen.

Die  Beschwerde  kann  auch  zur  Niederschrift  der  Geschäftsstelle  eines  jeden

Amtsgerichtes  abgegeben  werden.

Ist der  Streitwert  später  als  einen  Monat  vor  Ablauf  dieser  Frist  festgesetzt  worden,

so kann  die  Beschwerde  noch  innerhalb  eines  Monats  nach  Zustellung  oder

formloser  Mitteilung  des  FestsetzungsbeschIusses  eingelegt  werden.

C) Da mit  dieser  Entscheidung  für  keine  Partei  die  zur  Eröffnung  der  Berufung

führende  Beschwer  von  über  600,00  EUR  erreicht  ist, hat  das  Gericht  nach

pflichtgemäßem  Ermessen  die  Zulassung  der  Berufung  zu prüfen,  § 511 Abs.  4 ZPO.

Die  Berufung  ist danach  nicht  zuzulassen  gewesen,  weil  die Rechtssache  ihre

Entscheidung  allein  aus  den  Umständen  des  vorliegenden  Falles  gefunden  hat  und

somit  weder  grundsätzliche  Bedeutung  besitzt  oder  die  Fortbildung  des  Rechts  noch

die  Sicherung  einer  einheitlichen  Rechtsprechung  eine  Entscheidung  des

Berufungsgerichts  erfordern,  § 511 Abs.  2 Nr. 2 i.V.m.  Abs.  4 Nr. 1 ZPO.

Gegen  dieses  Urteil  ist ein Rechtsmittel  nicht  zulässig,  weil  keine  der  Parteien  durch

dieses  Urteil  hinsichtlich  eines  Werts  von  über  600,00  EUR  beschwert  ist und das

Gericht  die  Berufung  auch  nicht  zugelassen  hat, § 511 Abs.  2 Nr. 1 , 2 ZPO.

Höffkes






